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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Vorschlag des Bundesrates zur Änderung des Zivilgesetzbuches für eine einfachere
Änderung des Geschlechts und des Vornamens im Personenstandsregister erzeugte in
der Vernehmlassung eine sehr positive Resonanz. Von 102 eingegangenen
Stellungnahmen lehnten fünf (EDU, SVP, Christianity for Today, die Konferenz für
Bioethik der Schweizer Bischofskonferenz sowie die Stiftung Zukunft CH) das Vorhaben
ab, weil kein Handlungsbedarf bestehe. Die überwältigende Mehrheit der
Teilnehmenden hielt die Vereinfachung der Geschlechtsänderung im
Personenstandsregister indes für notwendig. Eine grosse Mehrheit der Kantone regte
an, dass das Verfahren zur Geschlechts- und Vornamensänderung nicht wie vom
Bundesrat vorgeschlagen den Zivilstandsbeamtinnen und -beamten, sondern den
kantonalen Aufsichtsbehörden im Zivilstandswesen übertragen werden soll, um bessere
Rechtssicherheit zu gewährleisten. Die Grünen, die Jungen Grünen, die SP, die
Unabhängigkeitspartei Schweiz und die Alternative Liste Zürich sowie zahlreiche
Organisationen für Geschlechts- und Genderanliegen wünschten sich noch
weitergehende Erleichterungen, um dem Grundsatz der Selbstbestimmung noch besser
Rechnung zu tragen. So schlugen sie etwa vor, auf die vorgesehene Möglichkeit der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten, bei Zweifeln an den Beweggründen
zusätzliche Abklärungen wie ein ärztliches Zeugnis verlangen zu können, zu verzichten,
weil die Betroffenen dadurch der Willkür der Beamtinnen und Beamten ausgesetzt
würden. Viele Stellungnehmende forderten den Bundesrat darüber hinaus ausdrücklich
auf, die Situation der Personen, die weder dem männlichen noch dem weiblichen
Geschlecht zugeordnet werden können, zu überprüfen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.2019
KARIN FRICK

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Am Pfingstmontag wurde im Kanton Solothurn die Schweizerische Partei für Kind und
Gemeinschaft aus der Taufe gehoben. Die 17 Initianten, die sich selber als politische
Newcomer bezeichneten, führten als Begründung für ihren Schritt ihre persönliche
Betroffenheit an und den Umstand, dass Kinder heute weder ein Mitspracherecht noch
eine wirklich starke Lobby haben. Die Partei will sich für eine grössere finanzielle
Unterstützung der Eltern durch den Staat, für verstärkte Verkehrssicherheit und für
bessere schulische Bedingungen stark machen. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.06.1990
MARIANNE BENTELI

Alterspolitik

Im Kanton Zürich beteiligten sich die Grauen Panther erstmals an Nationalratswahlen
und erzielten auf Anhieb 1,7% der Stimmen, womit sie nur knapp einen Sitz verpassten.
Nach Basel und Zürich bildete sich neu auch in Bern eine Sektion dieser Vereinigung,
die überall dort mitreden will, wo es um die Anliegen älterer Menschen geht. 3

WAHLEN
DATUM: 08.07.1991
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 20.03.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zu Diskussionen über Parteigrenzen hinweg führte die Weigerung der kommunalen
Behörden von Bassecourt (JU), die Delegiertenversammlung der SVP im September zu
beherbergen. Bürgermeisterin Françoise Cattin begründete den ungewöhnlichen
Schritt mit der Bedrohung der öffentlichen Ordnung und dem Kostenaufwand für
entsprechende Schutzmassnahmen gegen die voraussehbaren Störaktionen von
Organisationen wie der Gruppe Bélier oder ATTAC. Die SVP verlegte den
Versammlungsort nach Grenchen (SO). Dort fassten die Delegierten die Nein-Parole
zum Osthilfegesetz. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Linke und ökologische Parteien

Nachdem die Grünen im Vorjahr bereits Parteiaustritte mehrerer
Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentarier in den Kantonen Wallis und Glarus
hatten hinnehmen müssen, setzte sich der Aderlass 2023 in vier weiteren Kantonen
fort. Die Gründe unterschieden sich dabei von Fall zu Fall:

In Bern verliess im Februar der Grossrat Bruno Martin die Partei und die Fraktion. Als
Beweggrund nannte der Biowinzer einen «persönlichen Werteentscheid», konkretere
Angaben macht er öffentlich nicht. Martin trat vorerst keiner anderen Partei bei, im
Berner Grossen Rat schloss er sich der EDU-Fraktion an.

In der Waadt begründete Grossrat und Biobauer Andreas Wüthrich seinen Parteiaustritt
im August damit, dass für ihn in seinem Engagement stets ökologische Fragen an erster
und soziale Fragen an zweiter Stelle gestanden hätten; bei den Grünen habe er
hingegen eine zunehmende Umkehrung dieser Prioritätenordnung wahrgenommen.
Zudem bedauere er die wachsende Polarisierung des Politikbetriebs und hoffe, als
Parteiunabhängiger künftig auch ausserhalb des linken Lagers mehr Gehör für seine
Argumente zu erhalten. Im Grossen Rat blieb Wüthrich in der Folge fraktionslos. Er
schloss sich «Les Libres» an, die sich als Vereinigung für parteiunabhängige
Bewegungen und Personen im Kanton Waadt verstehen und bereits zwei andere
Grossratsmitglieder in ihren Reihen hatten. Wüthrich liess sich auch auf die Liste der
«Libres» für die Nationalratswahlen 2023 setzen.

In Luzern gab im September Kantonsrat Urban Frye seinen Parteiaustritt bekannt. In der
Luzerner Zeitung erklärte er, er könne die Positionierung der Grünen im
Zusammenhang mit Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine nicht mit seinen Werten
vereinbaren: Anders als etwa die Grünen in Deutschland habe die Schweizer Partei die
Zeichen der Zeit nicht erkannt und bleibe «in einer ideologischen pazifistischen Blase
gefangen». Mit der strikten Ablehnung von Waffenlieferungen an die Ukraine spreche
die Partei dem angegriffenen Land «faktisch das Recht zur Selbstverteidigung ab» und
mache sich mitschuldig an Deportationen, Vergewaltigungen und Tötungen. Enttäuscht
zeigte sich Frye auch über die parteiinterne Streitkultur: Er sei mit seinen Anliegen
sowohl auf nationaler als auch auf kantonaler Ebene weitherum auf Desinteresse
gestossen und der «angebliche Konsens» in der Partei scheine ihm «eher hierarchisch
von oben nach unten durchgedrückt zu werden». Auch losgelöst von der Ukraine-Politik
scheine ihm die links-grüne Politik manchmal realitätsfern, und sie stilisiere etwa
Vermietende oder Polizeikräfte blindlings zu Feindbildern.
In einer Medienmitteilung verwahrten sich die Luzerner Grünen gegen den
«Rundumschlag» ihres ehemaligen Mitglieds: Die Grünen seien eine Partei, in der
Differenzen benannt und mit Respekt ausdiskutiert würden, um eine gemeinsame
Haltung zu finden. Als einzige nationale Partei hätten die Grünen ihre Mitglieder das
ganze Wahlprogramm «mitgestalten» lassen, bevor es schliesslich von der
Delegiertenversammlung verabschiedet wurde; dies gelte auch für die darin
enthaltenen Positionen zur Sicherheits-, Friedens- und Aussenpolitik. Im Übrigen
setzten sich die Grünen «auf allen politischen Ebenen für die ukrainischen
Geflüchteten und für ein Ende der Finanzierung der russischen Kriegsmaschinerie aus
der Schweiz» ein.
Frye politisiert im Luzerner Kantonsrat als Partei- und Fraktionsloser weiter, nachdem
Gespräche mit der GLP über einen Beitritt zu deren Fraktion zu keinem Ergebnis
geführt hatten.

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2023
HANS-PETER SCHAUB
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In Basel-Landschaft schliesslich verliess Landrätin Laura Grazioli die Grünen im
Oktober. Sie war Vizepräsidentin der Kantonalpartei, Präsidentin der landrätlichen
Finanzkommission und gemäss BLZ «lange [eine] grosse Hoffnungsträgerin der
Baselbieter Grünen» gewesen, die auch als künftige Regierungs-, National- oder
Ständerätin gehandelt worden sei. Als Grund für ihren Parteiaustritt nannte Grazioli in
der BLZ, dass sie «über die letzten Jahre in wesentlichen Themengebieten von der
Mehrheit der Fraktion und der Partei abgewichen» sei. Damit dürfte insbesondere ihre
Ablehnung von Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Pandemie gemeint gewesen
sein, hatte sie doch entgegen der Parteilinie etwa das Covid-19-Gesetz, die Einführung
eines Impfzertifikats oder obligatorische Covid-Tests an Schulen abgelehnt. Im Frühling
2023 hatten die Grünen darauf verzichtet, Grazioli als Nationalratskandidatin
aufzustellen, weil sie im Initiativkomitee der «Souveränitäts-Initiative» sass, die vor
allem von massnahmenkritischen Organisationen wie Mass-voll und den Freunden der
Verfassung getragen wird und verlangt, dass die Schweiz keine völkerrechtlichen
Verpflichtungen eingehen darf, die in die Grundrechte eingreifen.
Anders als ihre ehemaligen Parteikollegen in Bern, Waadt und Luzern trat Grazioli
gleichzeitig mit dem Parteiaustritt auch aus dem Kantonsparlament zurück, womit ihr
Sitz bei der Grünen-Fraktion verblieb: Er ging an die Nächstplatzierte auf der Liste der
Grünen, Dominique Zbinden vom «jungen grünen Bündnis Nordwest». 5

Andere Parteien

Eine gleichnamige, nationale Partei gründete der European Kings Club (EKC). Es handelt
sich beim EKC um eine Investementgesellschaft, die in Strafuntersuchungen wegen
Finanzbetrügereien verstrickt ist. Die neue Partei soll die rechtlichen und finanziellen
Interessen der Gesellschaft auf politischer Ebene vertreten. In Schwyz und Uri wurden
zwei EKC-Kantonalparteien aus der Taufe gehoben. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.1994
EVA MÜLLER

Ende Oktober wurde die Internet-Partei gegründet. Sie unterscheidet sich von
herkömmlichen Parteien darin, dass sie kein fertiges Parteiprogramm besitzt. Statt
dessen werden die Parteithemen im Sinne einer «elektronischen Landsgemeinde»
online von den einzelnen Mitgliedern bestimmt und entsprechend politisch umgesetzt.
Wie der Vorstand bekanntgab, ist die Partei politisch neutral, will aber dennoch aktiv in
die politische Diskussion in der Schweiz eingreifen. Sie bekundete die Absicht, sich an
kantonalen wie an nationalen Wahlen zu beteiligen. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.11.1998
URS BEER

Von der Internetpartei Schweiz, die sich vor einem Jahr als «politisch-neutrale»
Bewegung der Öffentlichkeit vorgestellt hatte, war im Wahljahr wenig zu hören. Mit
Diskussionsforen übers Internet wollte die Partei ihren Beitrag zu einer fundierten
politischen Diskussion leisten. Laut Parteipräsident Guido Honegger fehlte allerdings
die politische Mitte in diesen Foren; die Diskussionen wurden beherrscht von teils
anonymen Voten von ganz links und ganz rechts. Die Mitgliederzahl blieb mit rund 500
sehr bescheiden. Die erhofften Sponsoren aus der Informatikbranche blieben ebenfalls
aus. Als Honegger sich schliesslich im Aargau auf eine CVP-Liste für die
Nationalratswahlen setzen liess, versetzte er laut Beobachtern seiner Partei den
Todesstoss. Die Internet-Homepage und der Telefonanschluss des Parteisekretariats
waren Ende Jahr verwaist. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Das Freie Forum, bis anhin nur im Kanton Zürich tätig, beabsichtigt, sich in der ganzen
Schweiz zu etablieren, obschon es ihm nicht gelungen war, den Sitz seines Präsidenten
Roland Wiederkehr (ehemals ldu) im Nationalrat zu halten. Die Schwerpunkte des
Freien Forums liegen bei den Themen Gesundheit, Natur und Umwelt, Migration, Kinder
und Jugend, Geschlechterfragen, Wirtschaft und Arbeit sowie Verkehr und Sicherheit. 9

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Kleinere Parteien im Wahljahr 2023: Kurzüberblick

Für die kleineren Parteien hielt das Wahljahr 2023 ganz Unterschiedliches bereit. Die
EVP startete mit einem Triumph ins Jahr, als sie in Baselland erstmals überhaupt in
ihrer 104-jährigen Parteigeschichte den Sprung in eine Kantonsregierung schaffte. Bei
den eidgenössischen Wahlen verlor sie dann jedoch einen ihrer bisher drei
Nationalratssitze – betroffen war Lilian Studer (AG, evp), die daraufhin verlauten liess,
sich nun einen Rücktritt als nationale Parteipräsidentin zu überlegen.
Umgekehrt verlief die Stimmungskurve beim Mouvement Citoyens Genevois, das im
Frühling seinen Regierungssitz in Genf verlor, im Herbst aber den Einzug in National-
und Ständerat feiern konnte. Nach einigem Hin und Her schlossen sich dort alle seine
Vertreter der SVP-Fraktion an. 
In der SVP-Fraktion verblieben wie schon in der letzten Legislatur auch die EDU, die im
Nationalrat von einem auf zwei Sitze zulegen konnte, und die Lega dei Ticinesi, die ihr
einziges Nationalratsmandat hielt; bei den Wählendenanteilen musste letztere sowohl
bei den Grossrats- als auch bei den Nationalratswahlen deutliche Einbussen
hinnehmen.
Auf der linken Seite des Spektrums konnten weder die PdA noch das linke Wahlbündnis
Ensemble à Gauche ihre Sitze im Bundesparlament verteidigen. Letzterem dürften auch
die Konflikte innerhalb der Genfer Linken zum Verhängnis geworden sein.
Für keine Parlamentssitze reichte es den aus der Gegnerschaft zu den Covid-
Massnahmen hervorgegangenen Organisationen Mass-voll und Aufrecht Schweiz, und
zwar weder bei den eidgenössischen Wahlen noch bei den kantonalen Wahlen, zu
denen sie antraten. Elektoral erfolgreicher war die ebenfalls dem
massnahmenskeptischen Lager zuzurechnende Tessiner Formation HelvEthica, die den
Sprung ins Tessiner Kantonsparlament schaffte.
Geradezu fulminant startete in Genf die vom umstrittenen ehemaligen FDP-
Regierungsrat Pierre Maudet neu gegründete Bewegung Libertés et Justice sociale, die
auf Anhieb einen Regierungs- und zehn Grossratssitze holte.

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2023
HANS-PETER SCHAUB

1) Ergebnisbericht Vernehmlassung Änderung des Geschlechts im Personenstandsregister
2) Bund, SGT und TW, 9.6.90.
3) LNN, 8.7.91; 24 Heures, 27.7.91; TA, 21.10.91; BZ, 2.12.91.
4) LT, 9.9.06; QJ, 12.9., 13.9. und 16.9.06; TA, 11.9. und 12.9.06.
5) Medienmitteilung Andreas Wüthrich vom 31.8.23; Medienmitteilung Grüne BL vom 28.10.23; Medienmitteilung Grüne
Luzern vom 2.10.23; Medienmitteilung Les Libres vom 20.8.23; Bund, 9.2., 14.2.23; BLZ, 23.3.23; TA, 10.6.23; 24H, 25.8.23;
LZ, 30.9.23; BLZ, 26.10.23; LZ, 31.10., 28.11.23
6) LNN, 24.10.94; TA, 25.10.94
7) AZ, 4.11. und 25.11.98; TA, 25.11.98; NZZ, 26.11.98
8) BaZ, 6.2.99; Ww, 7.10.99
9) NZZ, 21.11.03.
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